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Wir wurden überrascht. Als wir im November anfin-
gen, an Zürcher Berufsschulen zu gehen, wussten
wir nicht, was uns erwartet. Ist der öffentl iche Ver-
kehr ein Thema für die Berufslernenden?

Mittlerweile sind wir klüger. Züris Lehrl inge wissen,
wie es um den ÖV steht: Ziemlich beschissen. Zu
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4 Inland

KJ Bern
Wir gehen nun rege trainieren für den Lenincup. Je-

den zweiten Dienstagabend treffen wir uns beim

Wankdorfbahnhof und gehen danach gemeinsam zur

Sporthal le. Wer mitmachen wil l , ist jederzeit gerne

wil lkommen. Das sportl iche Niveau ist nicht beson-

ders hoch, KJ-Mitgl ied muss man nicht sein, es zählt

der Spass. Bei Interesse melde dich bei: bern@kom-

munistischejugend.ch

Zudem zeigen wir jeden Monat einen Film zu diver-

sen aktuel len Themen. Der Eintritt ist frei und du fin-

dest die nächsten Daten mit Fi lmbeschreibung auf

unserer Homepage.

Im Januar 201 3 waren wir zudem am Anti-WEF-No-

Demo-Day dabei und haben dabei neue reaktionäre

Strukturen in der Schweiz aufgedeckt. Mit der

«Reaktionären Arbeitgeberfront», kurz RAF, waren

die Chefs und Banker gut vertreten. Für schlechtere

Arbeitsbedingungen, miese Löhne und weniger

Steurn. So gehört sich das, wenn beim «World

Economic Forum» die reiche Elite der Länder

zusammenkommt, um zu fressen und zu saufen.

Siehe: www.kommunistischejugend.ch

KJ Neuchâtel
Am 1 2. Dezember hat die SISA-Neuchâtel (Unab-

hängige Gewerkschaft der Schüler und Berufslernen-

den) einen Trauermarsch durch die Strassen

Neuchâtels veranstaltet. Die Bildung wurde zu Grabe

getragen. Sie ist zum Opfer der neoliberalen Sparpo-

l itik des Regierungsrates, insbesondere Phil ippe

Gnaegis, geworden. Die KJ hat am Flashmob teilge-

nommen, um der guten Bildung die letzte Ehre zu

erweisen.

KJ Zürich
Grössere Dinge werfen ihren Schatten voraus. Über

die letzten drei Monate hinweg haben wir die Berufs-

schüler und -schülerinnen von Zürich befragt. Was

denkt die Jugend vom ÖV? Dabei ist klar geworden,

dass sich der öffentl iche Verkehr ändern muss.

Günstiger sol l er werden. Entsprechend bereitet die

KJ Zürich eine Petition für einen kostenlosen ÖV für

die Jugend vor. Als Jugend der Arbeiterschaft werden

wir uns weiter vor al lem auf die Lehrl inge konzentrie-

ren – man wird uns also auch in Zukunft an den Be-

rufsschulen treffen.

Aprospos Vorbereitung: Gegen Krieg und Intervention

gehen wir auf die Strasse. Am 1 6. März und am 6.

Apri l wird gegen die Kriegstreiberei, an der auch die

Schweiz immer tei lnimmt, demonstriert. Schon jetzt

wird gemalt, gekleistert, geschrieben. Unser

Widerstand ist laut und bunt – gemeinsam für den

Frieden!

G
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Bern, 26. Januar: Für scheiss Löhne und gegen den Pöbel. «Reaktionäre Arbeitgeberfront».

Neuchâtel, 12. Dezember: Bürgerliche Politik bringt die Bildung ums Leben.

Zürich, 24 Februar: Malen gegen Krieg und Intervention.
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6 Inland

Junge Leute, die einen Beruf erlernen, befinden sich in einer speziel len Situation: sie verdienen zu

wenig Geld, sind abhängig von der Famil ie und dem Chef, und haben nicht viel zu melden. Wenn

es dann Probleme gibt fehlen oft die Mittel , um sich zu wehren (Geld oder Ahnung, was rechtl ich

möglich ist). Häufig wirst du versuchen, so gut wie’s geht durchzuhalten, den Ausgleich im Ausgang

mit den Kollegen zu finden, doch eigentl ich verschwendest du deine Jugend mit einer nicht enden

wollenden Katerstimmung.

Du wirst in der Firma nur als günstige Arbeitskraft ausgenutzt, und vom Beruf bringt dir deine Chef

nichts bei?! Es gibt ein Gesetz, das Berufsbildungsgesetz (BBG), das die berufl iche Grundbildung

regelt. In Art. 1 5 wird festgehalten, dass die berufl iche Grundbildung der Vermittlung und dem Er-

werb der Fähigkeiten, Kenntnisse und Fertigkeiten dient, die zur Ausübung einer Tätigkeit in einem

Beruf oder in einem Berufs- oder Tätigkeitsfeld erforderl ich sind. Das Gesetz möchte nicht nur,

dass du die Qualifikationen erlernst, sondern auch, dass du auch kompetent und sicher in deinem

Beruf wirst. Die Kantone sind für die Einhaltung der gesetzl ichen Ziele zuständig sind. Missbraucht

dich dein Chef also nur als Tellerwäscher oder Briefboten, kannst du dich bei der kantonalen Stel le

beschweren.

Was machst du, wenn es dir in der Bude nicht passt, und du gerne wechseln möchtest?! Ist die

Probezeit vorbei, können grundsätzl ich weder du noch deine Chefin den Lehrvertrag kündigen. Die

Lehrzeit dauert bis zu vier Jahre: das ist eine verdammt lange Zeit, wenn du es mit dem Chef nicht

gut hast. Ausnahmsweise kann ein Lehrvertrag beim Vorl iegen eines wichtigen Grundes fristlos ge-

kündet werden. Im Obligationenrecht, Art. 346, sind solche Gründe genannt. Über die Auflösung

des Lehrvertrages entscheidet das kantonale Amt für Berufsbildung. Dein Chef kann dich also nicht

einfach wil lkürl ich kündigen, nur weil deine Art, dein Aussehen oder deine Einstel lungen ihm nicht

passen.

Dir reicht nach der Arbeit auch die Energie nicht, um für die Berufsschule genug zu lernen? Bis zu

deinem 1 8. Lebensjahr muss dir eine tägl iche Ruhezeit von mindestens zwölf Stunden am Stück

gewährt werden. Am Tag vor der Berufsschule muss dich deine Chefin spätestens um 20 Uhr nach

Hause gehen lassen. Das sind die minimalsten Vorschriften im Bezug auf die Ruhezeiten, die auf

keinen Fall verletzt werden dürfen.

Hallo!

Eure Emma

G
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Kampf gegen die Privatisierung der Gesundheit
Seit dem 26. November 2012 wird am Spital «La Providence» in Neuchâtel ge-
streikt. Das angeschlagene Spital soll aufgekauft werden. Dutzende Angestell-
te müssten sich einen neuen Job suchen, die restlichen mit weniger Lohn
auskommen. Dagegen wehrt sich die Belegschaft. Ein Bericht aus Neuchâtel.

Mittlerweile kennt die ganze Schweiz den Konfl ikt

zwischen den Streikenden am Providence-Spital in

Neuchâtel und der Genolier-Gruppe Swiss Medial

Network SA, der zweitwichtigsten Gruppe privater

Kliniken in der Schweiz. Die Medien haben über den

Streik berichtet, haben einige Fakten genannt – die

Tiefe des Falls haben sie jedoch nicht aufgearbeitet.

Um mehr zu erfahren, verbrachte ich einige Zeit am

Streikposten mit Nathanaël Rochat, Spitzname

«Nath». Seit dem 26. November 201 2 steht er mit

seinen Kollegen und Kolleginnen im Streik.

Die Auseinandersetzung beginnt Anfangs 201 2. Die

Angestel lten der Providence finden heraus, dass ihr

Spital grosse finanziel le Probleme hat. Sie erfahren

auch, dass die Genolier-Gruppe am Spital interessiert

ist. Der Kauf wird aber an eine Bedingung gebunden:

Obwohl Genolier aufhören wil l , den Gesamtarbeits-

vertrag im Gesundheitssektor (CCT Santé 21 ) anzu-

wenden, sol l das Spital noch immer öffentl iches Geld

erhalten. Mit anderen Worten: Der Kanton Neuchâtel

wil l die Steuergelder der Arbeitenden an eine Privat-

gruppe herauswerfen, die grosse Profite damit ein-

fahren wird, die Löhne und Arbeitsbedingungen der

Angestel lten zu verschlechtern. Nur ein schlechter

Scherz? Leider nein. Nach einigen Monaten der Ver-

handlung haben die Kantonsregierung und Genolier

einen Vertrag unterzeichnet: Das Spital Providence

bezieht weiter Gelder vom Kanton, muss den Ge-

samtarbeitsvertrag aber nur bis Ende 201 3 anwen-

den. Eine Schweinerei!

Die Kantonsregierung: Chefs vermitteln für Chefs
Reden wir also über die Kantonsregierung. Es wird

gern verbreitet, dass, während eines Arbeitskonfl ikts,

Foto: C
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die Regierung eine Rolle der Vermitt-

lung zwischen Arbeitenden und Chefs

spielt. Al les Unsinn! Die Rolle der

Kantonrsregierung Neuchâtel im «Fall

Providence» zeigt sehr klar, dass die

Position des «unpartei ischen

Schiedsrichters» nur ein Witz ist. Laut

Nath: «Die Kantonsregierung ist klar

antigewerkschaftl ich. Es gab über-

haupt keine Bemühungen, alternative

Lösungen neben dem Verkauf an Ge-

nolier zu suchen. Die Medien zeigen

die Vereinbarung zwischen der Re-

gierung und Genolier als Erfolg. Aber

das ist sie nicht! Genolier hat keine

Garantie an die Kantonsregierung ab-

gegeben und setzt sie zudem weiter

unter Druck.»

Auf der anderen Seite stehen die bür-

gerl ichen Medien. Sie sind «klar auf

Seiten der Liberalen. Auch sie vertre-

ten eine eine Haltung gegen die Ge-

werkschaften». Denn sie verbreiten

fast ausschliessl ich die Version der

Kantonsregierung, der Spitalsleitung oder Genoliers.

Die Gewerkschaften kommen nicht zu Wort. Die

Streikenden werden als «Extremisten» dargestel lt,

die sich weigern, zu verhandeln

oder Kompromisse einzugehen.

Was dabei gern vergessen wird:

Phil ippe Gnaegi, Präsident der

Kantonsregierung und Vermittler

im Konfl ikt, war selbst Teil des

Gründungsrats der Providence.

Ein Chef vermittelt für Chefs; die

Angestel lten bleiben auf der

Strecke.

Schreckliche Konsequenzen
Dabei verlangen die Streikenden

nicht viel : Der Gesamtarbeitsver-

trag für die Angestel lten des Spi-

tals sol l weiterbestehen;

Kündigungen sollen ebenso we-

nig stattfinden wie Auslagerun-

gen (Kochen, Waschen, et

cetera). Ist es also ein reiner

Verteidigungskampf, der hier ge-

führt wird? Nein. Das Spital Pro-

vidence ist Teil einer grösseren

Problematik: Die Privatisierung

der Gesundheit und ihre Konsequenzen auf die Pati-

enten und das betroffene Personal. «Für die Pfleger

werden die Konsequenzen schrecklich sein. Wir wer-

Nathanaël «Nath» Rochat
Seit 30 Jahren arbeitet der
Pflegebetreuer im Spital «La
Providence». Nun ist mit sei-
nen Kollegen und Kolleginnen
im Streik gegen die Ver-
schlechterungen der Arbeits-
bedingungen und die Privati-
sierung der Gesundheit.

Die Streikenden von Neuchâtel. Eine kämpferische Gruppe!
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den uns jedes Jahr an den Chef verkaufen müssen.

Wir müssen dann beweisen, dass wir produktiv sind,

müssen unseren Lohn aushandeln, müssen um un-

sere Stel lung im Spital kämpfen. Neben den Ange-

stel lten wird darunter die ganze Bevölkerung leiden.

Die Lobby der Liberalen ist extrem mächtig. Sie wird

sich um die Kollateralschaden, die in diesem Prozess

anfal len, einen Dreck scheren.» Am Ende wird die

Bevölkerung Neuchâtels für die angerichteten Schä-

den aufkommen müssen.

Nur der Streik schafft Aufmerksamkeit
Ich frage Nath, ob er glaubt, dass die Privatisierung

der Gesundheit noch weitere Schäden in der Schweiz

anrichten wird. Seine Antwort: «Unser Kampf ist

avantgardistisch, soviel ist klar. Wir bemerken es ge-

rade jetzt. Dieser Kampf ist nur ein kleiner Vorge-

schmack von dem, was noch kommen wird. Die

Konfrontation zwischen dem Kapital und dem öffentl i-

chen Sektor werden sehr gewalttätig. Die kleine, ru-

hige, demokratische Schweiz wird explodieren!»

Nach mehr als zwei Monaten des Streiks, wie sieht es

da mit der Kampfmoral der Streikenden aus? Sicher-

l ich, sie sind müde. In einem Land, in dem Arbeits-

konfl ikte meist per Verhandlung «gelöst» werden,

verunglimpft und stigmatisiert man die Streikenden.

Für die Medien sind sie gefährl iche Radikale. Tat-

sächlich haben diese Arbeiter keine andere Wahl. Der

Streik ist ihre einzige Chance, sich Gehör zu ver-

schaffen und ihre Arbeitsbedingungen beizubehalten.

Doch obwohl man sie demütigt, obwohl auf sie durch

die Spital leitung Druck ausgeübt wird, obwohl Geno-

l ier ein Ultimatum an die Kantonsregierung gestel lt

und sogar obwohl sie entlassen wurden – trotz al le-

dem haben die Steikenden der Providence den

Kampf nicht aufgegeben. «Wir sind sehr müde, aber

unsere Überzeugung und unsere Kraft sind noch im-

mer da», fasst Nathanaël die Lage zusammen. «Wir

haben eine grosse Reife in unserem politischem Be-

wusstsein, unseren Aktionen und unserer Zielstrebig-

keit erlangt. Wir haben Rechte, aber wir müssen

Wege finden, sie auch zu verteidigen. Wir werden

gezwungen, den Kampf weiterzuführen. Wir werden

es tun. Und wir werden nicht aufgeben!»

Amanda, Neuchâtel

Solidaritätsdemonstration
Rechts: Am 16. Februar demonstrierten die
Streikenden mit ihren Gewerkschaften in
Neuchâtel. Die Teilnahme von über 2'000
Menschen zeigt die grosse Solidarität, die
der Streik in der Bevölkerung geniesst.

Foto: Jocelyn
Fragnière
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«WG gibt mehr Raum zum Denken»
Thema Wohnen. Wir haben den ehemaligen Lehrling Nik in seiner
Wohngemeinschaft interviewt. Wie lebt es sich in einer WG?

Warum bist du in eine WG gezogen?

Ich bin in eine WG gezogen, weil eine eigene Woh-

nung zu teuer wäre und weil es zu zweit mehr Spass

macht.

Und weshalb bist du nicht einfach zuhause ge-

blieben bis nach der Ausbildung?

Weil ich kurz vor Ende der Lehre war und wir die Ge-

legenheit hatten diese günstige Wohnung zu bekom-

men. Wenn wir nicht eine so günstige Wohnung

bekommen hätten, hätte ich noch nicht ausziehen

können. Während der Lehre konnte ich mir dies ei-

gentl ich nicht leisten.

Wie hast du dir deine WG während deiner Ausbil-

dung finanziert?

Finanziert habe ich die WG mit meinem Lehrl ings-

lohn, Kinderzulagen und Alimenten. Ohne diese Ali-

mente wäre das nicht möglich gewesen. Und andere

Lehrl inge in einer WG kenne ich auch nicht.

Wie kommtes, dass du keine anderen Lehrlinge in

WGs kennst?

Das liegt wahrscheinl ich an den Finanzen. Normaler-

weise können sich Lehrl inge dies schlichtwegs nicht

leisten. Dazu kommt, dass viele zu bequem sind aus-

zuziehen. Zuhause wird bei den meisten Lehrl ingen

noch alles für sie gemacht (Putzen, Waschen, Admi-

nistratives).

Was bedeutet für dich in einer WG zu wohnen?

Nebst der Verantwortung die man halt mit einer Woh-

nung hat (aufräumen, sauber halten etc.), bedeutet

mir das WG-Leben viel. Da ich mit einem Freund zu-

sammen lebe, kennt man sich halt schon lange und

gut, weshalb man wohl auch Sachen miteinander be-

spricht, die man gegenüber anderen Mitbewohnern

wahrscheindl ich nicht bereden würde.

Fotos: D
aniel
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Und wie läuft es?

Positiv ist sicherl ich das «Nicht-al leine-sein», man

kann viel miteinander machen wie kochen, Partys,

Spiele spielen et cetera. Wenn der andere sich nicht
an Abmachungen hält, wird es aber mühsam. Das

kommt zum Glück selten vor. Auch ist die Privatsphä-

re eingeschränkt und man muss putzen (lacht). Des-

halb muss jeder seine Sachen wegräumen und es

muss Rücksicht aufeinander genommen werden.

Gibt es häufig Diskussionen in der WG?

Diskussionen gibt es zwischendurch, zwar ernste,

aber man ist danach nicht sauer auf den Anderen.

Dabei geht es weniger um das WG-Leben als viel-

mehr um politische oder gesellschaftl iche Themen.

Die politischen Diskussionen gehen aber nicht sehr

hoch, da mein Mitbewohner auch links eingestel lt ist.

Denkst du, dass die WG Einfluss hat auf das poli-

tische Denken von dir oder deinem Mitbewohner?

Ich denke schon das ich einen gewissen Einfluss auf

meinen Mitbewohner nehme. Gerade bei Abstim-

mungen diskutieren wir die Unterlagen gemeinsam.

Das gibt auch mehr Raum zum Denken, gerade weil

man miteinander über Dinge diskutiert und so

manchmal auch eine andere Sichtweise erfährt.

Macht das Wohnen in einer WG kritischer?

Ich glaube schon. Obwohl ich mit meiner Mutter auch

politische Diskussionen führte, aber hier erfahre ich

neue Perspektiven und Ansichten.

Der Mitbewohner mischt sich ein: Man wird mit

Sachen konfrontiert, welche man zuhause viel leicht

nie erfahren hätte. Gerade weil mein Mitbewohner

auch politisch interessiert ist. Dies macht schon kriti-

scher.
Daniel, Bern

Nik (21) hat im Sommer seine Lehre als Detailhandelsangestellter abgeschlossen. Seit Mai 2012
wohnt er mit einem guten Freund in einer WG in Lyss. Gefunden hat er die Wohnung durch per-
sönliche Kontakte: Der Mitarbeiter seines Mitbewohners hat sie vermittelt.

Auch in Zukunft wird das Njet! sich dem Wohnen an-

nehmen. Ein ausführlicher Hintergrundartikel zum

Thema findet sich in derAugust-Ausgabe 2012.

www.KommunistischeJugend.ch
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221 Personen mit einem Durchschnittsalter von wur-

den 1 8.43 Jahren befragt, der grösste Teil davon ist in

einer Lehre (90.05%) und benützen den ÖV

(98.64%). Die meisten ÖV-Benutzenden, nehmen

den ÖV sogar tägl ich in Anspruch und über 80% rei-

sen fünf bis siebenmal pro Woche mit den öffentl i-

chen Verkehrsmitteln. Auf dem Weg zur Arbeit oder

zur Schule verbringen die befragten Jugendlichen im

Schnitt 42,24 Minuten. Daraus lässt sich schliessen,

wie wichtig die öffentl ichen Verkehrsmittel für junge

Leute sind, immerhin verbringen die meisten jungen

Arbeitenden einen grossen Teil ihrer Freizeit darin

und dies um zur Arbeit oder in die Schule zu kom-

men. Daneben kostet dies die meisten noch ziemlich

viel Geld, denn 56.11 % zahlen mindestens einen Teil

oder sogar die ganzen Fahrtkosten selber. Dies sind

im Schnitt 75.57 Franken im Monat. Die Firmen, wel-

che schlussendlich am meisten von der Arbeit profi-

tieren, zahlen nur sehr selten etwas. Nicht mal ein

Fünftel der Betriebe beteil igt sich an die Reisekosten.

Viel Geld für das kleine Budget von Lernenden. Fast

80% finden, dass das Ganze zu teuer ist. Im Durch-

schnitt gaben die Befragten den Preisen eine deutl ich

ungenügende Note, nämlich eine 2,5. Liebe Politik,

da ist einiges zu tun. Ausreichend ist die Note für die

Verbindungen. 73.64% beurtei len sie mit mindestens

genügend. 39.55% sogar mit sehr gut. Trotzdem gibt

es nur einen Notenschnitt von 4,11 . Zufriedenstel lend

ist anders.

Änder, was dich stört!
Und was würden die Befragten ändern, wenn sie be-

stimmen könnten? Logisch, die Preise senken oder

die ÖV gleich gratis machen. 1 01 mal wurde dies

vorgeschlagen. Dicht gefolgt von den Platzverhältnis-

sen in den ÖVs. Für viele fühlt sich das morgendliche

Reisen an wie die gequetschte Existenz einer Sardi-

ne in ihrer Büchse. 76 befragte würden mehr Platz

schaffen. Als drittes folgen mehr und bessere Verbin-

dungen (35 mal gefordert), die Pünktl ichkeit (21 mal)

und die Reduzierung oder Aufhebung der 1 .-Klasse

(1 8 mal). Die ÖVs kostenlos für Jugendliche und jun-

ge Arbeitende anzubieten und dies finanziert durch

Multimil l ionäre und Grossfirmen? 1 94 mal ein Ja! Das

heisst 87.78 % sind dafür. Eine klare Botschaft!

Die Jugend weiss, was sie vom OV will
200 Berufslernende haben wir nach ihrer Meinung zum öffentlichen Verkehr
befragt. Wie steht es um die Preise? Wie gut sind die Verbindungen? Fast
90% der Lehrlinge sind für einen kostenlosen ÖV – die Reichen sollen zahlen!

..

Daniel, Bern

Foto: Yoyo



Multimillionäre und Grossfirmen
zahlen mehr, Jugendliche und
Lehrlinge fahren kostenlos?

Fazit: Der ÖV gehört kostenlos!
Fast 90% der Lehrlinge sind dafür, dass die
Grossfirmen und Ausbeuter tiefer in die Ta-
sche greifen müssen – für einen freien ÖV.

Wie zufrieden seid ihr
mit den Verbindungen?

Fazit: Note 2,5
Rauschend durchgefallen. Der
ÖV ist viel zu teuer!

Fazit: Note 4,1
Knapp bestanden. Auch bei den
Verbindungen ist noch Platz
nach oben.

Wie zufrieden seid ihr
mit den Preisen?

Schwerpunkt 13
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Jahr um Jahr wird der öffentliche Verkehr teurer. Es trifft besonders
die jungen Arbeitenden und die Berufslernenden, deren Löhne niedrig
sind und die einen guten ÖV desto dringender brauchen. Schluss mit
dem Mist: Der ÖV muss gratis sein. Zahlen sollen die Reichen!

Freie Fahrt für die Jugend!

1 Die SBB in Zahlen und Fakten 2011
2 Die Handelszeitung führt die SBB 2003 als drittgrössten Arbeitgeber in der Schweiz auf. http: //www.handelszeitung.ch/unternehmen/die-
groessten-schweizer-arbeitgeber-und-ausland

3 «Swiss Top 500»-Liste der Handelszeitung
4 http: //www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20095469

«Erst stehen und dann schuften. Das ist doch scheis-

se!», murmelt Sven. Für ihn ist es kein guter Morgen.

Am Zürcher Bahnhof warten, um dann 40 Minuten bis

zur Arbeit fahren zu müssen, macht eben keinen

Spass. Dabei hat er das Wichtigste vergessen: Er

muss nicht nur am Gleis stehen, sondern auch im

völl ig überfül lten Zug. Dafür darf er dann monatl ich

noch etwa 1 00 Franken für das Bil let zahlen. Und so

geht es nicht nur Sven, sondern Tausenden anderen

Lehrl ingen der Schweiz. Das ist erst recht scheisse.

«Die SBB bewegt die Schweiz»
Ein Schritt zurück. Um wen geht es eigentl ich? Ob in

Zürich mit Sven oder in Bern mit anderen Lehrl ingen,

hier wie dort ist die SBB für die Situation im öffentl i-

chen Verkehr hauptverantwortl ich. Die «Schweizeri-

schen Bundesbahnen» sind ein Mammutbetrieb. Mit

28'600 Festangestel lten und knapp 1 '300 Berufsler-

nenden1 gehören sie zu den grössten Arbeitgebern

der Schweiz.2 Bei so vielen, so hohen Zahlen darf

einem schon schwindl ig werden. Es sei hier nur

noch eine erwähnt: 7,8 Mil l iarden betrug der Umsatz

der SBB 201 0.3 Aus alledem folgt vor al lem eines:

die SBB ist ein gewaltiges Monopolunternehmen.

Allerdings eines, das sich in der Hand des Schwei-

zer Staates befindet. Macht das die Dinge besser?

Leider nein. Der Bundesrat erklärt, wie er die SBB

geleitet haben wil l : «Der Bund als Eigner verlangt

von SBB Cargo die Führung des Unternehmens

nach wirtschaftl ichen und unternehmerischen Ge-

sichtspunkten.»4 Und was für «SBB Cargo«, also

den Güterverkehr der Bahn, gi lt, das gilt für die SBB

insgesamt. Für die Arbeiter und Berufslernenden der

Schweiz haben diese «unternehmerischen Ge-

sichtspunkte» ganz konkrete Auswirkungen.

Schlechte.
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«Den Sitzplatz auf sicher haben.»
Wer fährt, wil l sitzen. Glückl ich ist, wer das am Mor-

gen vor dem Schaffen, oder am Abend nach der Ar-

beit, tatsächlich kann. Die Bahn ist vol l . Auf dem Weg

zur Berufsschule erlebt Sven es jeden

Tag mit. Er bekommt das Gefühl der

Enge zu spüren. Dafür flucht er über

die SBB. Zu Recht: Die Anzahl der

Sitzplätze in den Zügen hat abge-

nommen. Waren 2002 noch durch-

schnittl ich 644 Sitzplätze pro Zug im

Fernverkehr vorhanden, so waren es

2011 nur noch 620 (-3,7%). Im Nah-

verkehr haben sich die Sitzplätze in

den letzten zehn Jahren von 322 auf

297 verringert (-7,8%). In der gleichen

Zeit ist die Anzahl der durchschnittl i-

chen Zugreisenden von 11 6 auf 1 28

geklettert (+9,4%).5 Mehr Leute fahren

mit dem Zug, die Bahn baut Sitzplätze

ab. Bei dem Treiben kann man schon mal verrückt

werden. Wie Stefan Brupbacher. Um das Problem

überfül lter Züge zu lösen, schlägt der Generalsekre-

tär der FDP allen Ernstes vor, den Schulunterricht

später anfangen zu lassen. Dann würden ja Schüle-

rinnen und Arbeitende nicht mehr gleichzeitig auf den

Zug müssen. Dass die Schüler so erst am weit im

Nachmittag oder am Abend heimkom-

men, stört den Liberalen nicht: «Heute

essen die meisten Famil ien erst um

1 9 Uhr.»6 Später aus der Schule kom-

men, damit mehr Platz im Zug ist?

Klingt dumm, ist dumm.

Doch es geht auch anders. Denn ob-

wohl den Berufslernenden und Arbei-

tenden die Züge übervoll vorkommen,

sind sie es nur zur Hälfte. Beim Gang

durch den Zug kann man tägl ich die

verwaiste 1 . Klasse bewundern. Platz

ist also vorhanden, doch wird zuviel

von ihm für die mit dem dickeren Port-

monnaie vorgesehen. Es bietet sich

eine pragmatische Lösung für das

Platzproblem an: Weg mit der 1 . Klas-

se! Dann können sich die Arbeitenden zumindest auf

dem Weg zur Arbeit ein wenig erholen. Dass FDP-

Mann Brupbacher und seine Parteikol legen von die-

sen Ideen nichts wissen wollen, ist klar. Sie gehören

zu den wenigen Stammgästen im Reichen-Abteil .

Auch die SBB hört das nicht gern. Die 1 . Klasse

bringt Geld. Sie einfach abschaffen, das geht unter

«unternehmerischen Gesichtspunkten» eben nicht.

«Günstig in Fahrt»
Neben dem knappen Platz sind die

Bil let- und Abopreise ein weiteres

Problem im ÖV. «Zu voll und viel zu

teuer», so fasst Sven den öffentl ichen

Verkehr in wenigen Worten zusam-

men. Hunderte Berufslernende geben

ihm da recht. Sie können Jahr um

Jahr das selbe Spiel verfolgen: Der

ÖV wird teurer, an der Qualität tut

sich nichts. Am 9. Dezember 201 2

war es wieder so weit. Die Preise al-

ler Tickets wurden durchschnittl ich

um 5% angehoben.7 Ein Halbtax

kostet nun 1 0 Franken mehr, beim

Junioren GA beträgt der Aufschlag

gleich 1 30 Franken. Diese Erhöhungen haben Me-

thode. Schon 2011 stieg der Preis. Und so wil l SBB-

Chef Andreas Meyer auch weitermachen: Zwischen

201 3 und 201 5 sollen die Tickets jährl ich um etwa

3% teurer werden.8 Vergünstigungen für Senioren

und Jugendliche(!) werden möglichst abgeschafft.

Hier zeigt sich dann, was man von den «unterneh-

merischen Gesichtspunkten» der

Konzernleitung halten kann. Nicht

viel. Während der öffentl iche Verkehr

immer teurer wird, wächst der Gewinn

der SBB. 2011 durfte Herr Meyer

dann bekanntgeben, dass «sein» Un-

ternehmen 339 Mil l ionen Gewinn «er-

wirtschaftet» hatte.9 Das waren 41

Mil l ionen mehr, als im Vorjahr. Ver-

steht sich ja auch von selbst: Wenn

die Berufslernenden und Arbeitenden

immer mehr zahlen, sammelt sich auf

der anderen Seite das Geld desto si-

cherer. Übrigens auch in den Taschen

derer, die da Preise erhöhen und Ju-

gendrabatte abschaffen wollen. An-

dreas Meyer verdient jährl ich 500'000

Franken als Chef der SBB. Hinzu kommen «leis-

tungsabhängige» Boni von etwa 200'000 Franken.1 0

Zahlen, um zu arbeiten
Von solchen Beträgen kann Sven nur träumen. Er ist

Yannic (16)
Berufslernender (Informatik)

Wenn die Reichen den ÖV zahlen

ist das super, weil es die Jugend

unterstützt. Das Geld brauchen

wir schliesslich für andere Sa-

chen.

Zeliha (17)
Berufslernende (Optikerin)

Das ist doch gerecht, weil die

Reichen eh genug Geld haben

und wir für sie arbeiten müssen.

5 Werte aus: Die SBB in Zahlen und Fakten 2011
6 Blick am Abend vom 1 6. Januar 201 3
7 http: //www.20min.ch/schweiz/dossier/oevau/story/30082652
8 http: //www.conviva-plus.ch/index.php?page=448
9 Werte aus: Die SBB in Zahlen und Fakten 2011
1 0 «Andreas Meyer wird neuer Chef der SBB. In: Eisenbahn-Revue International, Heft 8-9/2006
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nun im zweiten Lehrjahr und verdient magere 750

Franken im Monat. Damit l iegt er noch unter dem

Durchschnitt: im zweiten Jahr bekommen die Berufs-

lernenden gegen 800 Franken.11 So wird auch ver-

ständl ich, warum man sich über die Preiserhöhungen

und Rabattkürzungen wunderbar aufregen kann. Mit

den Berufslernenden treffen sie die ärmste, am meis-

ten von guten öffentl ichen Leistungen abhängige

Schicht dieser Gesellschaft. Die Lehrl inge, die oft

weniger als 1 '000 Franken im Monat bekommen,

spüren jeden Rappen Preiserhöhung. In einer Umfra-

ge der Gewerkschaft Unia gaben 42% der befragten

Lehrl inge an, dass die Transportkosten für sie der

höchste Budgetposten sind. 1 2 Deutl icher konnten sie

es nicht formulieren: Der ÖV ist zu teuer!

Dazu kommt, dass die Lehrbetriebe wenig bis nichts

zu den Fahrtkosten beitragen. Bei besagter Unia-

Umfrage kam auch heraus, dass von 1 747 Betrieben

nur 282 sich an den Bil letpreisen oder Streckenabon-

nements betei l igen. 1 3 Das ist nicht mal jeder Fünfte.

Wil l heissen: Die Unternehmen, die von der Arbeit

der Lehrl inge profitieren, lassen die schlechtbezahl-

ten Berufslernenden selbst für die Anfahrt zahlen.

So «solidarisch» sind Schweizer Unternehmen. Für

den Betrieb hat diese Leistungsverweigerung durch-

aus einen Vortei l : Profit. Das ist nicht ganz überra-

schend, sol lte aber dennoch bedacht sein. Die

Unternehmen ziehen ihre Gewinne aus der Arbeit

der Angestel lten. Und der Lernenden. Wenn Sven

an drei Tagen in der Woche im Geschäft steht, je

acht Stunden arbeitet, dann lernt er dabei ja nicht

nur etwas, sondern verrichtet auch nützl iche Arbeit

für seinen Chef. Natürl ich kriegt er einen Lohn. Aber

ebenso natürl ich ist dieser Lohn nicht so hoch, wie

der Wert seiner verrichteten Arbeit. Grob gesagt: Der

Unterschied zwischen seinem Lohn und dem Wert

seiner Arbeit in den acht Stunden – daraus entsteht

der Profit des Unternehmens. Das klingt komplizier-

ter, als es eigentl ich ist. In nur drei Zahlen lässt sich

al les erklären:

Die Städte stehen im Schatten von UBS und Credit Suisse, die Züge und Bahnen unter dem
Druck von Profitzwang und «unternehmerischen Gesichtspunkten». Solange das grosse Kapital
die Vorgaben macht, bleiben die Interessen der Lehrlinge und Arbeitenden auf der Strecke.

11 Auswertung der Umfrage der Unia Jugend zu den Lehrlingslöhnen in der Schweiz (2007 / 2008)
1 2 ebenda
13 ebenda

16 Schwerpunkt



Sache kennen wir ja nun: Ei-

nerseits die «unternehmeri-

schen Gesichtspunkte» nach

denen SBB und öffentl icher

Verkehr sich zu richten haben,

andererseits das ungebroche-

ne Profitstreben der Firmen

und Konzerne, für die die Ju-

gend arbeiten muss.

Gegen das eine wie das an-

dere richtet sich die Kommu-

nistische Jugend. Ihr erstes

Ziel: Die Grossen zum Zahlen

zwingen! Ob nun grosser Be-

trieb oder grosse Mil l ionärin

(wird man eh nur durch den

eigenen Betrieb und die Arbeit

anderer) – die mit dem Geld

sollen für den öffentl ichen

Verkehr aufkommen. Um Druck aufzubauen, hat

die Kommunistische Jugend angekündigt, eine

Petition zu starten. Inhalt: Multimillionäre und

Monopolfirmen werden zusätzlich besteuert, da-

für fahren Berufslernende kostenlos mit dem ÖV.

Das wäre ein erster Schritt, um die Lage der arbei-

tenden Jugend etwas zu verbessern. Allerdings sei

vor I l lusionen gewarnt.

Bei jedem Schritt in diese

Richtung wird man auf

den entschiedenen Wi-

derstand der Reichen und

Grossen treffen. Leute

wie Andreas Meyer oder

FDP-Mann Brupbacher

haben etwas zu verl ieren:

Ihre Privi legien. Um die

werden sie erbittert

kämpfen. Für unsere In-

teressen sollten wir das

auch tun.

Sven hat damit angefan-

gen. Er ist der Kommu-

nistischen Jugend beige-

treten, um gemeinsam für

sich und die anderen Be-

rufslernenden einzustehen. Dann wird der ÖV viel-

leicht auch etwas weniger scheisse.

Website: www.KommunistischeJugend.ch

Email: info@kommunistischejugend.ch

Hanan (15)
Berufslernende (Optikerin)

Ich bin für den freien ÖV, weil wir

doch etwas gutes machen und

die Jugendlichen nicht viel Geld

haben. Ausserdem profitiert mein

Arbeitgeber ja schon von meiner

Arbeit.

2004 gaben Schweizer Unternehmen 4,7 Milliarden

Franken für die Ausbildung von Lehrlingen aus. Der

Wert der Arbeit von Lehrlingen betrug in dem Jahr 5,2

Milliarden. Entsprechend machten die Unternehmen,

nur mit der Arbeit von Berufsler- nenden, bereits

einen Gewinn von 500 Millionen Franken.14

Ihren Profit machen die

Firmen also durch die Ar-

beitenden und Lernenden.

Deswegen wollen sie auch

nichts für den öffentl ichen

Verkehr zahlen: Es würde

ihren Profit schmälern. Auf

der einen Seite also die

mageren Lehrl ingslöhne,

auf der anderen der gros-

se Gewinn. Damit das so

bleibt, versuchen die Fir-

men mit al len Mitteln die

Löhne niedrig zu halten,

Zusatzkosten (wie eine

Fahrtkostenbetei l igung)

unbedingt zu vermeiden.

Sonst wäre die ganze

Ausbeutung ja auch um-

sonst.

Der Kampf für die freie Fahrt
Die Betriebe zahlen wenig, die Fahrpreise steigen. So

sieht die Lage im ÖV momentan aus. Aber dabei

muss es ja nicht bleiben. Die zwei grossen Übel der

Dario (16)
Berufslernender (Informatik)

Ich finde den freien öffentlichen

Verkehr gut, weil die Preise im

Moment viel zu teuer sind. Dazu

noch der Nachtzuschlag, der es

noch schlimmer macht.

KJ fordert!
In Erwägung, dass die Berufslernenden arbeiten und ihre Arbeit
den Profit der Firmen schafft;
in Erwägung, dass die Berufslernenden, um zu Arbeit und Berufs-
schule zu gelangen, auf den öffentlichen Verkehr angewiesen
sind,
fordert die Kommunistische Jugend den freien öffentlichen Ver-
kehr für alle Berufslernenden. Der kostenlose ÖV muss eine
Selbstverständlichkeit werden. Es geht nicht an, dass die jungen
Arbeitenden, die den niedrigsten Lohn erhalten, mit ihrem weni-
gen Geld den öffentlichen Verkehr finanzieren. Aus den Profiten
der Grossunternehmen und aus dem Reichtum der Millionäre kön-
nen Zug, Bahn und Tram bezahlt werden. Entsprechend fordert
die Kommunistische Jugend die Besteuerung des Kapitals der Mil-
lionäre und Grossunternehmen, um den Berufslernenden einen
kostenlosen ÖV zu ermöglichen.
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Rotes Wochenende in Berlin
«Mit den Geheimdiensten ist kein Frieden zu ma-

chen!» Ein schallender Applaus rauscht durch den

Saal. «Wir haben hauptamtl iche Nazis, die mit

Staatsgeld finanziert

wurden. Die Rechten

werden nicht überwacht.

Nein, die werden ja auf

Staatskosten ausgerüs-

tet.» Dann folgt die Er-

gänzung: «Der Verfas-

sungsschutz bekämpft

die, die den Kapital ismus

nicht als al lein sel igma-

chend hinnehmen. Die

Linke, solange sie denn

links ist, nimmt den Ka-

pital ismus nicht hin. Und

darum wird sie auch vom

Geheimdienst namens

Verfassungsschutz be-

kämpft.» Wieder das

dröhnende Klatschen

von 3'600 Händen.

Der Staatsfeind steht links
Es war die Rosa-Luxemburg-Konferenz – und derer

bereits die achtzehnte. Organisiert von der marxisti-

schen Tageszeitung «jun-

ge Welt», kamen über

1 '800 Kommunisten, An-

archistinnen und schlicht-

weg Neugierige

zusammen. Diesem Pu-

bl ikum bot sich ein breites

Angebot an Debatten,

Vorträgen, musikal ischen

und kulturel len Einlagen.

Etwa das Abschlusspodi-

um, aus dem der darge-

stel lte Auszug stammt.

«Der Feind steht l inks»,

hiess das provokative

Thema. Gemeint war die

immerwährende Hetzjagd

staatl icher Instanzen wie

der Polizei und des Ver-

fassungsschutzes gegen

Internationale Referenten
Carlos Insunza Rojas (Kommunistische Partei
Chile) spricht über die «Phase der Hoffnung» in
Chile. Die Proteste der Studenten konnten Millio-
nen begeistern und führten zu einem «neuen
Aufwachen» der Bevölkerung. Seine Partei neh-
me dabei eine wichtige Rolle in den sozialen Be-
wegungen und Gewerkschaften ein.

1'800 Menschen besuchten am 12. Januar die Rosa-Luxemburg-Konferenz in
Berlin. Internationale Solidarität und die Verbindungen des Staates mit Faschis-
ten waren die Hauptthemen. Einen Tag später demonstrierten Zehntausend im
Gedenken an die Revolutionäre Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht.

Fotos: Yoyo
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l inke und kommunistische Organisationen. Faschis-

ten und Rassistinnen dürfen derweil fast unbeauf-

sichtigt ihr Unwesen treiben. In Deutschland sogar

mit Betei l igung der Geheimdienste, wie der Skandal

um den «Nationalsozial istischen Untergrund» zeigte.

Dort hatte sich eine faschistische Geheimgruppe for-

miert, die in der Folge Morde an Migranten beging.

Das Geld und die notwendigen Informationen dafür

waren ihnen vom staatl ichen Verfassungsschutz zur

Verfügung gestel lt worden. Fazit der Rechtsanwältin

Gabriele Heinecke auf der Konferenz: «Ich wundere

mich, dass sich Leute darüber wundern.» Es gäbe

eine ungebrochene, auch personelle Verbindung zwi-

schen dem kapital istischen Staat und den ebenfal ls

kapital istischen Rechtsextremen. Der von ihnen aus-

geübte Terror komme durchaus gelegen, um Angst zu

schüren und die Solidarität zwischen den Arbeitenden

zu zerstören.

Solidarisch hingegen war der Abschluss der Konfe-

renz. Im mittlerweile völ l ig ausgelasteten Veranstal-

tungssaal erhoben sich alle, um gemeinsam «die

Internationale» anzustimmen. Hier sangen nicht nur

Gäste aus aller Welt sowie Referierende aus Chile,

Venezuela, Kolumbien und den USA miteinander.

Kein Krieg, kein Militarismus
Einen Tag später, am 1 3. Januar, fül lten sich die

Strassen Berl ins. Etwa 1 0'000 Menschen demons-

trierten im Gedenken an die Revolutionäre Rosa Lu-

xemburg und Karl Liebknecht. Nach einem

gescheiterten Arbeiteraufstand waren sie am 1 5. Ja-

nuar 1 91 9 von deutschen Mil itärs brutal umgebracht

worden. Der sozialdemokratische «Wehr»minister

Gustav Noske hatte dazu die Erlaubnis ertei lt.

Neben dem Erinnern an Liebknecht und Luxemburg

(sowie an den russischen Revolutionär Lenin) wurden

soziale und friedenspolitische Positionen bezogen.

«Nie wieder Krieg von deutschem Boden» wurde

ebenso gefordert wie der konsequente Kampf gegen

den Mil itarismus. Plakate wie «Hände weg von Syri-

en!» prangerten die deutschen Kriegsbestrebungen

an. In Anlehnung an die Stationierung deutscher Sol-

daten und Raketen an der syrischen Grenze riefen

die Demonstrierenden: «Mit Waffen sind sie fix, für

die Bildung tun sie nix!» Entsprechend wurde der

Kampf von Luxemburg und Liebknecht gegen die Mi-

l itarisierung betont.

Eine gleichzeitig stattfindende Gegendemonstration

der deutschen Juso schlug fehl. Weniger als 1 '000

Menschen beteil igten sich an dem Projekt. Es mag

daran liegen, dass sich die sozialdemokratischen

Veranstalter in der Tradition der Mörder von Luxem-

burg und Liebknecht befinden.

Zu Ehren von Liebknecht, Luxemburg und Lenin
10'000 Menschen demonstrieren durch Berlin. Sie fordern eine konsequente Friedenspolitik und
den Kampf gegen Militarismus. Im Bild: Block der Sozialistischen Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ).

Yoyo, Zürich



Menschliche Partei mit gutem Kompass
Österreich. In Graz, der Hauptstadt der Steiermark, wurde gewählt.
Die Kommunistische Partei bekam 20% der Stimmen und ist zur
zweitstärksten Partei geworden. Mit Elke Kahr stellt sie die Woh-
nungsstadträtin. Was ist das Erfolgsrezept der KP? Eine Reportage.

Längst ist die Luft von Hunderten aneinander ge-

drängten Menschen aufgewärmt und – leicht gräul ich

– mit Zigarettenrauch schwanger. Der erste Party-

stock dürfte mit sechs- oder achthundert Menschen

gefül lt sein, tei ls an Tischen mit Bier oder Wein ste-

hend, tei ls in einem der beiden Tanzräume ausgelas-

sen feiernd. Die Partygänger sind bestens

angezogen. Sogar so gut, Krawatte, Schlips, Sacko,

dass wir uns, aus der Schweiz kommend, verschwitzt

und kaum herausgeputzt, fast fehl am Platz fühlen.

Keiner macht uns darauf aufmerksam. Dafür ist die

Stimmung viel zu gut. Und überhaupt: Es ist die

«Volkshausredoute». Ohne Eintritt und jährl ich orga-

nisiert von der Kommunistischen Partei in Graz. Zur

gleichen Zeit findet irgendwo der Opernball statt, die-

ses ausgeschmückte Treffen der G'stopften, die aus-

ser Geld und Prunk wenig vorzuweisen haben. Doch

hier, im Volkshaus, lässt es sich besser feiern. Von

rechts, aus der Youtube-Disco schallt Elektro; nach

links verschwinden immer mehr Menschen in den

grösseren Bankettsaal, wo die kleine Band auf der

leicht angehobenen Bühne ruhigere Tanzmusik spielt.

Es wird eine lange Nacht.

Eine nützliche Partei
Ein kurzer Tag: wir befinden uns in Roberts Wohnung.

Als einer der jüngsten Gemeinderäte von Graz ist der

Frischgewählte gern bereit, Auskunft zu geben. Ro-

bert auf der Volkshausredoute, mit Hemd, feiner Ho-

se, glänzenden Schuhen, steht in schreiendem

Widerspruch zu Robert beim Interview, lässig am Kü-

chentisch im schwarzen KJÖ-Pullover sitzend.

«Für viele ist die Redoute der einzige Anlass im Jahr,

wo sie sich richtig rausputzen und feiern gehen.», er-

klärt er. Ein kulturel ler Anlass für die ganze Bevölke-

rung, eben ein «Ball für al le». Mit Effekt: In Graz sind

die Massen da, wo die Kommunisten tanzen.

Von Robert kommen Kaffee und Zucker, von uns die

Fragen. Eine Kommunistische Partei mit 20% Wahl-

antei l? Vor gedämpft-roten Vorhängen faltet der

Jungkommunist die Hände. «Der [konservative] Bür-

germeister Nagel betrachtet die Gemeinde als Wirt-

schaftsbetrieb. Die Sozialdemokraten und Grünen

sprechen von der Politikverdrossenheit und davon,

ihre Politik besser verkaufen zu müssen. Aber die

Menschen haben genug davon. Sie glauben ihnen

ihre Sprüche nicht mehr. Wir al lerdings haben bewie-

Fotos: Yoyo
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sen, dass wir zu unserem Wort stehen. Man vertraut

uns.» Ein Vertrauen, das erarbeitet wurde. Seit gut

20 Jahren verfolgt die Kommunistische Partei ihre

Themen. Insbesondere: Wohnen.

Bil l ige Gemeindewohnungen, der

Kampf gegen die Privatisierungen

derselben, eine ständige und kosten-

lose Beratung rund um Mieten und

Mietrecht, al l das gehört zur tägl ichen

Arbeit der Kommunistinnen in Graz.

«Man muss verantwortungsvoll sein

und sich um die Probleme der Leute

wirkl ich kümmern. Das setzt voraus,

nicht von einem Thema zum anderen

zu springen, sondern Dinge langfristig

zu bearbeiten. Darum sind wir hier so

erfolgreich.»

Da tritt die Nächste in den Raum,

schöpft eine Tasse vom Kaffee ab.

Eine Küche ist eben eine Küche.

«Und es gibt Dinge, die machen wir

einfach und reden nicht gross dar-

über.» Wil l heissen: Hunderttausende

Euro unter die Menschen bringen.

Aus den Gehältern ihrer Parlamenta-

rier (!) gründete die KPÖ Graz einen

«Sozialfonds». Er ist für Menschen mit

finanziel len Problemen. «Letztens

kam eine ältere Dame zu uns, die sich

die Reparatur ihrer Waschmaschine

nicht mehr leisten konnte. Der haben wir das Geld

dazu gegeben.» Die Waschmaschinen von Graz

können sich sehen lassen: Mehr als 1 .3 Mil l ionen Eu-

ro wurden bereits an über 9'000 Famil ien und Perso-

nen seit 1 998 überwiesen. «Helfen statt reden», so

steht auf den Wahlklebern der KPÖ.

In Roberts Küche kommen die «Menschen» immer

wieder vor. Wer ihm zuhört, der bekommt das Bild ei-

ner Partei, die sich diesen in der tägl ichen Arbeit ver-

schrieben hat. Also eine Caritas-Partei? Es ist

Roberts letzter Satz, er kommt nach kurzer Überle-

gung, aber desto bestimmter. Und er räumt mit dem

Caritas-Gedanken gründlich auf. «Die KPÖ hier ist

die nützl iche Partei für die Arbeiterklasse, die Ausge-

beuteten und die Jugend, die einen guten Kompass

hat: den Marxismus.»

Vertrauen und Widersprüche
Eine Arbeiterpartei sol lte bei den Arbeitern bekannt

sein. Die KPÖ in Graz ist es.

Vor dem Grazer Rathaus, auf dem Hauptplatz, sind,

sauber nummeriert, 1 5 kleine Buden aufgereiht. Von

veganem Essen zu Cherry Cola lässt sich hier al les

finden. In Stand Nummer 1 befasst sich Manfred am

späten Nachmittag mit zwei Dingen: Seiner Kund-

schaft und seinem Fernseher. Wir

stören die Routine. «Warum die

KPÖ so erfolgreich ist? Na klar

kann ich euch das sagen!» Und

während wir eine heisse Schoggi

trinken, kommt Manfred, wie man

es kaum erwarten würde bei ei-

nem etwas biederen, 50jährigen

Herren mit gepflegter Kurzhaar-

frisur und Bri l le, so richtig in

Fahrt. «Ein Bekannter von mir hat

seine Wohnung verloren. Stand

auf der Strasse. Der Kaltenegger

(ehemaliger Kommunistischer

Wohnungsstadtrat in Graz) hat

ihm in nur drei Tagen eine Woh-

nung besorgt. War natürl ich

nichts besonderes, aber immer-

hin eine Unterkunft. Die Kommu-

nisten hier sind wirkl ich super.

Und die Elke Kahr, die jetzt Woh-

nungsstadtrat ist [für die KPÖ]

fährt diese Schiene weiter.» Wir

schlürfen vor uns hin und fragen

nach. «Ja, der Wahlkampf der

KPÖ war gut. Eine ganz schlichte

Kampagne ohne viel Aufwand.

Aber seriös. Die kümmern sich wirkl ich um die einfa-

chen Leute. Da haben dann auch viele Protestwähler

für die KPÖ gestimmt.» Manfred, der seit 1 5 Jahren

am selben Stand steht; am Stand, der nicht seiner ist,

denn er ist nur Angestel lter; dieser Manfred ist be-

geistert. Damit steht er nicht al lein.

In Graz ist es schwer, Menschen zu finden, die

schl immes über die KP zu sagen hätten. Sogar jene,

die nicht für die KPÖ stimmen, wissen gutes über sie

zu berichten. Leute wie Günther oder Andrea. Die

beiden arbeiten seit 1 7 Jahren in einem kleinen La-

den, der mittlerweile ihrer ist. Am Chrisplatz, einer

ehemaligen Rotl ichtmeile, die sich zum grosstei ls mi-

grantischen Wohnquartier gewandelt hat. Weder

Günther noch Andrea wählen. «Es macht eh keinen

Unterschied, wer da gewählt wird. Die machen mit

unserem Geld was sie wollen und nehmen keine

Rücksicht auf uns.», meint Günther. Mit schlechtem

Gewissen stimmt Andrea ihm zu: «Ich weiss ja, dass

ich zur Wahl gehen sollte. Aber ich sehe keinen Sinn

darin.» Das sagen sie, aber sie sagen auch: «Die

Kommunisten sind immerhin bei den Gemeindewoh-

Robert Krotzer (25)
Der zweitjüngste Gemeinderat
von Graz studiert Geschichte
und Deutsch auf Lehramt. Er ist
Bundesvorsitzender der Kom-
munistischen Jugend Öster-
reichs (KJÖ). Der engen
Zusammenarbeit der KJÖ mit
der KP Graz sei es zu verdan-
ken, dass vermehrt auch Ju-
gendliche für die Kommunisten
und Kommunistinnen stimmen.
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nungen auf Zack. Das sind die einzigen, die wirkl ich

zu ihrem Wort stehen und versuchen zu halten, was

sie versprechen.» Es wundert Andrea nicht, dass die

Kommunisten Erfolg haben. «Die setzen sich sehr für

die Ärmeren ein. Elke Kahr ist da sehr engagiert, ge-

rade beim Thema Wohnungen. Die sind nicht so wie

die Grünen oder Schwarzen die bisher regiert haben.

Die haben ja immer nur gestritten und jetzt die Rech-

nung dafür bekommen.» Sie gehen nicht zur Wahl,

aber sie sind für die Kommunisten. Sie betreiben ein

Geschäft, das vom Süssigkeitenverkauf an migranti-

sche Kinder lebt, aber sie «haben etwas gegen Aus-

länder». Im kleinen Laden am Chrisplatz treffen sich

die Widersprüche von Graz – die KP hat hier Einfluss,

aber noch sind diese Menschen nicht für den Sozia-

l ismus gewonnen.

Die kommunistische Stadträtin
Nach nur drei Telefonaten steht der Termin. Elke

Kahr, die kommunistische Stadträtin für Wohnen,

nimmt sich Zeit für uns. Aprospos Zeit: Regelmässig

in den Siedlungen sein, an den Mieterversammlun-

gen tei lnehmen und auch Hausbesuche abstatten:

«Das gehört zum wichtigsten Teil meiner Arbeit. Un-

sere Glaubwürdigkeit hängt stark mit unserer Präsenz

zusammen. Das müssen wir auch als Weltanschau-

ungspartei beachten.» In den letzten fünf Jahren als

Stadträtin haben gegen 1 4'000 Menschen ihr Büro

besucht. Dazu kommen noch kostenlose Mietaus-

künfte und -beratungen. Regelmässig ist sie auch in

den Universitäten, um die Studierenden über Mietbe-

trug aufzuklären. «Es sind ja gerade die Studieren-

den, bei denen die Spekulanten und Vermieter al lerlei

Tricks versuchen.»

Elke Kahr strahlt eine grosse Ruhe aus. Sie spricht

deutl ich und langsam. Nur manchmal gestikul iert, be-

tont mit erhobener Hand. Etwa wenn es um die Partei

geht. «Wir repräsentieren die Arbeiter nicht nur, wir

müssen den Leuten auch das Gefühl geben, gut auf-

gehoben zu sein.» Was nach Phrase klingt, ist in

Graz sehr konkret. Beim «Tag der offenen Konten»

legen die Mandatsträger und -trägerinnen der KP dar,

was sie mit ihrem Parlamentsgehalt so anfangen. Sie

spenden. Allein Elke Kahr gab im letzten Jahr über

50'000 Euro ab. Monatl ich bleiben ihr nur gegen

1 '800 Euro – «Unser Kompass als Kommunisten hat

immer gestimmt. Aber wir arbeiten daran, den Men-

schen auch auf persönlicher Ebene klarzumachen,

dass sie den Kommunisten vertrauen können.» Die

Sache ist ihr wichtig. Auch politisch: «Wenn dir die

Leute vertrauen, dann kannst du auch über die gros-

sen Fragen mit ihnen sprechen.» Eine dieser grossen

Fragen war die der Wehrpfl icht. Um die Armee besser

in die EU zu integrieren und auf Kriegskurs zu brin-

gen, wollte die österreichische Sozialdemokratie die

Wehrpfl icht aufheben. Die Kommunistische Partei in

Graz und der Steiermark sprach sich entschieden

gegen das Vorhaben aus. Mit Erfolg. Die Mehrheit der

Bevölkerung stimmte gegen den Plan.

Gespensterjagd
Doch auch in Graz ist nicht al les gut. Von Schauer-

geschichten berichtet die Stadträtin. Mit der KPÖ sei-

en «Stal ins Gespenster» im Gemeinderat von Graz

erschienen. Und wie das so ist: Al le Parteien haben

sich zu einer heil igen Hetzjagd gegen dies Gespenst

verbündet, die konservative ÖVP mit der Sozialde-

mokratie, die rassistische FPÖ sowieso. «Über Jahre

Grazer Volkshausredoute
Zwischen 600 und 800 Personen versammelten sich im Volkshaus, um auf dem Ball der Kommu-
nistischen Partei zu feiern. Für die Opfer eines Wohnhausbrands wurde ein Benefiz veranstaltet.
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hat sich niemand für das Wohnungsamt interessiert.

Auch die Sozialdemokraten nicht, die wussten nicht-

mal, wie eine Gemeindewohnung von innen aussieht.

Aber jetzt, wo wir wirkl iche Erfolge erzielen, wird al les

getan, um uns das Leben schwer zu machen.» Zum

ersten Mal kommt ein Hauch von Sorge in Elke Kahrs

Gesicht. Ihr steht eine Budgetdebatte bevor. «Das ist

der eigentl iche Kern. Sie werden sicher versuchen,

uns im Gemeinderat die Mittel zu streichen, die wir für

gute, günstige Gemeindewohnungen brauchen.» Wo

das Geld verweigert wird, wird der Spielraum für

Volkspolitik kleiner; die Rechnung der anderen Par-

teien: Das Ansehen der KPÖ wird geringer, wenn sie

weniger für die Menschen tun kann. Dafür wird in

Kauf genommen, dass solche Massnahmen vor al lem

die Bevölkerung treffen. «Das fäl lt auch mir schwer zu

glauben, aber es geht ihnen wirkl ich nur um die Pos-

ten. Sogar die Grünen sind machtbewusst geworden

und geben die Prinzipien auf, die ihnen früher wichtig

waren.»

Dazu passt die Posse um das Vizebürgermeisteramt.

Eigentl ich hätte Elke Kahr, als Vertreterin der zweit-

stärksten Grazer Partei, dies antreten müssen. Doch

eine eil igst geschmiedete Koalition von ÖVP und

SPÖ wusste das zu verhindern. Nun ist eine Sozial-

demokration, Martina Schröck, in das Amt gewählt

worden – obwohl die SPÖ massiv an Vertrauen und

Wählerstimmen verloren hatte. Da sind sich die Gra-

zer recht einig, ob auf der Strasse oder in diversen

Leserbriefen: Eine Schweinerei. Elke Kahr nimmt es

gelassen. «Die Menschen werden schon wissen, was

von so einer Packelei zu halten ist.»

Gegen die KPÖ gibt es eine seltene Einigkeit. Aber

nicht die Menschen, sondern die alten Parteien ste-

hen ihr erbost gegenüber; das «politische System»

richtet sich gegen sie. Weil sie Erfolg hat. Und weil

sie Privatisierungen ablehnt, automatische Teuerun-

gen verhindert, klatscht, wenn andere ihr vorwerfen,

dass sie «den Kapital ismus abschaffen» wolle. «Wir

gehen nicht in eine Regierung um jeden Preis und wir

drehen unsere Fahnen nicht nach dem Wind.»

Freundlich, aber bestimmt: so klingt das bei Graz'

erster Kommunistin. Man solle sich nicht zu viele

Sorgen machen, sagt sie. Mit den meisten Dingen

«kann man spielen». Dennoch spricht aus jedem

Satz ihre Ernsthaftigkeit. Der Druck gegen die Kom-

munisten und Kommunistinnen steigt. Natürl ich

weiss das auch Elke Kahr. «Wir lassen uns nicht ver-

biegen und wir sind nicht käufl ich. Das kann uns das

Bürgertum niemals verzeihen.»

Am Tisch mit Elke Kahr
Seit 20 Jahren arbeitet Elke Kahr im Gemeinderat von Graz, seit fünf Jahren ist sie Stadträtin
für Wohnungsangelegenheiten. In ihrem Büro erläutert uns die 51jährige die Politik der KP.

Yoyo & Harald, Zürich
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Krieg in Mali: Nique la France!
Unter dem sozialdemokratischen Präsidenten

François Hollande ist Frankreich am 11 . Januar in der

französischen Ex-Kolonie Mali einmarschiert. Der

Einsatz wird dadurch legitimiert, dass er seitens der

«malischen Regierung» angefragt wurde. Das betont

auch die Schweiz, die ihren Luftraum für Friedens-

bomben gegen Mali öffnet. Dass es sich bei der

«malischen Regierung» um Putschisten handelt, die

Mali letztes Jahr übernommen und dabei das Land

tief gespalten und destabil isiert haben, wird nur selten

erwähnt.

Obwohl sich Hollande schon am 3. Februar in Tim-

butku als Befreier feiern l iess, häufen sich nun Mel-

dungen von Racheakte gegen arabische Zivi l isten

seitens der Malischen Armee. Auch von Schiesserei-

en in der Malischen Armee zwischen Unterstützern

und Gegnern der Putschisten sowie Bombenanschlä-

ge durch Islamisten wird berichtet.

Medienlage
Vor allem während der ersten Phase des Krieges

wurden der Öffentl ichkeit nur die hübschesten Dinge

gezeigt: Französische und afrikanische Mil itärs

schüttelten sich freundschaftl ich die Hände. Die fran-

zösischen Truppen wurden von jubelnden Men-

schenmengen empfangen. Die Opfer der Islamisten

kamen zu Wort, sie sprachen ihre Erleichterung über

die Befreiung aus. So sieht man im Schweizer Fern-

sehen Bilder von fröhl ichen Frauen, Kindern, rau-

chenden Männern. . . und Bier. Am 30. Januar

berichtet etwa das SFR:

«In Gao feiern die Menschen ihre neuen Freiheiten.

Singen und Musizieren war unter den Islamisten ge-

nauso verboten, wie das Rauchen von Zigaretten.

(Malische Frau): - Das ist ein Aufbruch in eine neue

Zukunft, es ist wieder wie früher. – In Timbutku ma-

chen die Hotel iers hoffnungsvoll wieder ihre Herber-

Wieder Krieg! Frankreich führt Krieg in Mali. Dabei brauchte es schon einen
sozialdemokratischen Präsidenten, um einen klassischen kolonialen Raubkrieg
in Afrika anzuzetteln. Ein Überblick über die Akteure und deren Beweggründe.
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Frankreichs Krieg in
Mali wird zu Boden
und aus der Luft
geführt. Kampfjets
decken das Land
dabei mit Bomben
ein. Wieder darf mit
ermordeten Zivilis-
ten gerechnet wer-
den, doch gibt sich
die französische Re-
gierung unter Hol-
lande grosse Mühe,
die Zahl der getöte-
ten nicht an die Öf-
fentlichkeit dringen
zu lassen.

gen auf und holen das Bier aus ihren Kellern, das sie

zehn Monate lang versteckt hatten.»

Einziger Wermutstropfen: Es ist die Bevölkerung

selbst, die jetzt im Zaum gehalten werden muss, da

der eine oder andere «Mob» (sic!) Racheakte vor-

nehmen möchte. Auch gibt es erste Hinweise über

Racheakte seitens malischer Soldaten. Im Falle des

Mali-Konfl iktes ist es eine Pressemittei lung von «Re-

porter ohne Grenzen», die auf eine äussert unberuhi-

gende Tatsache hinweist.

«Seit dem Beginn der französischen Mil itärinterventi-

on in dem westafrikanischen Staat hindern die Be-

hörden Frankreichs und Malis einheimische und

ausländische Journalisten daran, sich den Kampf-

handlungen auf weniger als 1 00 Kilometer zu nähern.

[. . . ] Besonders schwer ist es, an Informationen aus

der umkämpften Stadt Gao zu kommen. Dort sind seit

Anfang dieser Woche die Telefonverbindungen unter-

brochen. [. . . ] Durch die Zugangsbeschränkungen sind

Journalisten weitgehend von den Informationen ab-

hängig, die ihnen die Konfl iktparteien zur Verfügung

stel len. Wenn Korrespondenten sich nur mit den

Truppen fortbewegen können oder Videomaterial vom

Mil itär bekommen, können sie die Situation nicht un-

abhängig beurtei len. Sie müssen in der Lage sein,

sich frei vor Ort zu bewegen, um sich ein eigenes Bild

zu machen.»

Die Rebellen, ehemalige Freiheitskämpfer
Die Krise in Mali entspringt aus der Besetzung nördl i-

cher Gebiete durch radikale Islamisten, welche die

Sharia eingeführt haben und die ganze Region in

einen Gottesstaat verwandeln wollen. Es handelt sich

dabei um eine Nachwirkung des NATO-Krieges in Li-

byen. Statt Demokratie zu bringen, hat der Einsatz

das Land in einen Bürgerkrieg gestürzt. Durch Plün-

derungen von Armeedepots sind islamistische Mil izen

in den Besitz von Waffen jegl icher Art gelangt. In Mali

kämpfen die Veteranen des Libyenkrieges – damals

wurden sie als Freiheitskämpfer gefeiert.

Prepare Ur an...ium
Frankreich ist von der Atomenergie extrem abhängig.

Fast 80% des französischen Stroms wird durch

Atomenergie erzeugt, vor al lem durch Uran aus Malis

Nachbarland Niger. In Mali selbst vermutet man Erd-

öl, Erdgas, Gold, Diamanten und Kupfer. Internatio-

nale Rohstoffkonzerne wie etwa Glencore suchen

seit längerem nach den wertvol len Schätzen. Mali an

Islamisten zu verl ieren wäre für das europäische Ka-

pital natürl ich eine kleine Katastrophe.

Wer hat uns schon wieder verraten?
Das Verhalten des Westens kann man mit pyromani-

schen Feuerwehrleute vergleichen: Zuerst legen sie

ein Feuer, das sie dann selber löschen können. So

lange, bis man sie in die Klapsmühle steckt. . .

Es geht auch dieses Mal (wie in Jugoslawien, Afgha-

nistan, dem Irak, Libyen, Syrien) nicht um Menschen-

rechte und Demokratie. Man erkennt vielmehr die

klassische koloniale Fratze Frankreichs, das bis in

seine jüngste Geschichte verantwortl ich für Greuelta-

ten in der ganzen Welt war und ist. Dass Frankreich

ausgerechnet von einem Sozialdemokraten in den

Krieg geführt wird, muss nicht weiter verwundern.

Schon der (ebenfal ls sozialdemokratische) Präsident

François Mitterand war verantwortl ich für den Sturz

des revolutionären Präsidenten Thomas Sankara in

Burkina Faso 1 987.

Beat, Bern

International 25
Foto: D

PA



1. Flieger basteln!

Wer kennt es nicht? Die Vorlesung ist öde, der al-

te Typ vorn will einfach nicht aufhören zu labern.

Zeit für Abwechslung. In nur acht Handgriffen

(selbst getestet) geht's vom kommunistischen

Agitatotionsmaterial zum aerodynamischen Flie-

ger. Angriffsziel: Professor!

So eine Abokarte ist einverdammt nützliches Ding.Sollte man immer dabeihaben. Was man damitalles machen kann...

2. Bullen bewerfen!

Beliebtes Spiel in der Kommunistischen Jugend:

Abokarte zur Kugel knüllen und lässig im Vorbeige-

hen auf Polizisten schleudern. Sorgt allgemein für

viel Freude. Tipp von den Kommunistinnen: Nicht er-

wischen lassen! 3. Nachrichten schreiben!

Formschön, bunt, beschreibbar – so sind unsere

Karten. Perfekt geeignet, um im Berufsschulunter-

richt kurze Nachrichten auszutauschen. Trag zur

Verbreitung des Kommunismus bei und kämpf ge-

gen die Langeweile im Unterricht an!
4. Origami machen!

Wenn's mal wieder länger dauert: Bastel den roten

Schwan. Lass das Kommi-Schiff in See stechen. Eine

Abokarte ist sehr wandlungsfähig. Allerdings nur für

Profis geeignet. 5. Njet! Abonnieren!

Du hast das Njet!, du willst noch mehr. Oder: Du

hast das Njet!, deine Freundin aber nicht. Änder das!

Karte ausfüllen, Karte einwerfen, schon bekommt

einer von euch das Ding zugeschickt. Und wer

würde sich nicht über Post freuen? Also hopp,

schreib endlich!




